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BERLIN. In der SPD und der Union
mehren sich die Stimmen, die eine
härtere Bekämpfung von Leistungs-
missbrauch bei Hartz IV fordern.
„Das Menschenbild, das wir hatten,
warvielleicht zupositiv. Eswar zuop-
timistisch anzunehmen, dass Men-
schen das System nur in Anspruch
nehmen, wenn sie es wirklich brau-
chen“, sagte SPD-Fraktionschef Pe-
ter Struck der „FrankfurterAllgemei-
nen Sonntagszeitung“. Künftig
müsse Missbrauch geächtet werden.
„Wir müssen deutlich machen, dass
das ausgezahlte Geld Steuerzahler-
geld ist, Cent um Cent hart erarbei-
tet“, sagte der SPD-Politiker.

Ähnlich äußerten sich die Minister-
präsidenten von Bayern und Baden-
Württemberg, Edmund Stoiber
(CSU) und Günther Oettinger
(CDU). „Wir müssen Leistungsmiss-
brauch verhindern, damit wir das
Geld für die haben, die es wirklich
brauchen“, sagte Stoiber. Oettinger
sagte, eine „Generalrevision“ von
Hartz IV müsse vor allem dazu füh-
ren, dieMitnahme- undMissbrauchs-
effekte auszuschließen. SPD-Politi-
ker hatten allerdings zuletzt immer
wieder Forderungen aus der Union
nacheiner „Generalrevision“ zurück-
gewiesen und erklärt, es reiche aus,
die Reform imDetail nachzubessern.

Nach Einschätzung des Ombuds-
rats für die Hartz-Reformen besteht
erheblicher Reformbedarf. Der Rat
beklagt in seinem am Freitag vorge-
legtenAbschlussberichtKompetenz-
wirrwarr und ausufernde Bürokratie
bei der Umsetzung der Reformen.
Das Gremium sprach sich für mehr
Eigenverantwortung der Job-Center

vor Ort aus. Der Rat verlangte zu-
gleich eine bessere Zusammenarbeit
von Bund, Kommunen und Bundes-
agentur für Arbeit (BA).

DieVerantwortung für dieOrgani-
sationsmängel schrieb der Rat dem
Kompromiss im Vermittlungsaus-
schuss vonBundestag undBundesrat
zu.UnionundSPDhatten sich imDe-
zember 2003 nicht auf ein einheitli-
ches System der Verwaltung verstän-
digt. Auf Drängen der Union gibt es
69 Optionskommunen, die in Allein-
regie Langzeitarbeitslose betreuen.
In 345 Arbeitsgemeinschaften bilden
die Agenturen für Arbeit gemeinsam
mit den jeweiligen Kommunen einen
Verbund. In 19 Kommunen nehmen
beide ihre Aufgaben getrennt wahr.
Der Rat forderte, bei der Mischver-
waltung von Agenturen und Sozial-
ämternmüssten deren Geschäftsfüh-
rer eigene Personalkompetenzen ha-
ben. Die Arbeitsgemeinschaften
seien ein „bürokratischesMonster“.

Der Ombudsrat lehnt eine Gene-
ralrevisionderReformab. Bei denge-
forderten Korrekturen handele es
sich nicht um eine Grundüberho-
lung. In den steigenden Kosten für
das Arbeitslosengeld II sieht der Rat
eine Gefahr für das Solidarbewusst-
sein der Gesellschaft. Die steigenden
Ausgaben gingen jedoch nur bedingt
auf Leistungsmissbrauch zurück.

Dem Ombudsrat gehören der frü-
here IG-Chemie-Chef Hermann
Rappe, die ehemalige Familienminis-
terin Christine Bergmann (SPD) und
der frühere sächsischeMinisterpräsi-
dent Kurt Biedenkopf (CDU) an. Der
Rat war Ende 2004 von der damali-
gen rot-grünenBundesregierung ein-
gesetzt worden und sollte den Re-
formprozess kritisch begleiten.

ANDREASRINKE | BERLIN
MATHIASBRÜGGMANN | MOSKAU

Russlands Präsident Wladimir Putin
will den Weltwirtschaftsgipfel in St.
Petersburg Mitte Juli auch zur eige-
nen Profilierung nutzen. Doch nun
finden in Russland imUmfeld des of-
fiziellen G8-Gipfels gleich drei Be-
gleittreffen vonNichtregierungsorga-
nisationen (NGO) statt. DieUSAund
die Bundesregierung wollen eines
der Treffen aufwerten, indem sie Re-
gierungsvertreter als Teilnehmer
schicken.

Die US-Regierung
plant nach Informatio-
nen desHandelsblattes,
zum Treffen russischer
Menschenrechtsorgani-
sationen am 11. und 12.
Juli den Unterstaatsse-
kretär im State Depart-
ment, Dan Fried, zu entsenden. Für
die Bundesregierung wird wohl An-
dreas Schockenhoff als Regierungs-
beauftragter für die zivilgesellschaft-
liche Zusammenarbeit mit Russland
reisen. Eine endgültige Entschei-
dung, ob der stellvertretende CDU/
CSU-Fraktionsvorsitzende im Bun-
destag fahren soll,will Bundeskanzle-
rin Angela Merkel diese Woche fäl-
len.Während sich Politiker aller Par-
teien im Bundestag zustimmend äu-
ßerten,wird dieTeilnahmevonwest-
licher Regierungsvertretern in Mos-
kau als Politikum gesehen.

Russlands Bürgerrechtler wollen
am 11. und 12. Juli in Moskau mit aus-
ländischer Unterstützung für mehr
Demokratie und Freiheit in Russland
werben. Der Kongress „Das andere
Russland“wird dabei parteiübergrei-
fend von der Opposition von links
bis rechts in Moskau organisiert.
Vier Hauptredner sind vorgesehen:
DieBürgerrechtlerin LjudmilaAlexe-
jewa von der Moskauer Helsinki-
Gruppe, der frühereWirtschaftsbera-
ter von Präsident Wladimir Putin,
Andrej Illarionow, der Schach-Cham-
pion und Präsidentschaftsbewerber
Garry Kasparow sowie der Anti-Kor-
ruptions-Kämpfer Georgij Satarow.

Auf dem Kongress solle vor allem
„dieGesellschaft ohneStimme“ ange-
prangert werden, die durch die staat-
lichen Einschränkungen der Presse-,
Wahl- undVersammlungsfreiheit ent-
standen sei, sagen die Organisatoren.
So hatte der Kreml die Arbeit der
NGO per Gesetz deutlich einge-

schränkt.Vor allem finanzielleUnter-
stützung aus demAusland soll so un-
terbundenwerden.Aber auch auslän-
dische Stiftungen wie Konrad-Aden-
auer-Stiftung (CDU), Friedrich-
Ebert-Stiftung (SPD)und andere füh-
len sich in ihrer Arbeit bedroht.

Bundeskanzlerin Merkel hatte
mehrfach gesagt, dass in den
deutsch-russischen Beziehungen
auch Menschenrechtsprobleme of-
fen angesprochen werden müss-
ten.Gleichzeitig wirbt sie aber in den
USA für Verständnis für Russland.

Die europäischen
G8-Partner rieten Wa-
shington deshalb auch
ab, einen noch höherran-
gigen Regierungsvertre-
ter zumMenschenrechts-
treffen zu schicken, weil
dies als Provokationemp-
fundenwerden könnte.

Deutsche Politiker äußerten sich
positiv zu denPlänen. „Generell sehe
ich keine Probleme, wenn es sich um
einen vernünftigen Dialog mit ver-
nünftigen Leuten handelt“, sagte der
außenpolitische Sprecher der SPD,
Gert Weisskirchen. Dem pflichtete
der Russland-Experte der FDP, Ha-
rald Leibrecht, bei. „Ich sehe darin
keinen unfreundlichen Akt“, betonte
auch Eberhard Schneider von der
Stiftung Wissenschaft und Politik

(SWP). Es dürfe aber nicht der Ein-
druck entstehen, dass die russische
Regierung vorgeführt werden solle.

Um die politische Wirkung abzu-
schwächen, haben Kreml-nahe
Kräfte am 3. April eine Gegenveran-
staltung geplant. Organisiert von der
Putin-Vertrauten Ella Pamfilowa sol-
lenVertreter von etwa 300 internatio-
nalenOrganisationen teilnehmen, da-
runter Greenpeace. Kritiker werfen
der Putin-Administration vor, im
Sinne einer „gelenkten Demokratie“
denDialog kanalisieren zuwollen.

Ein drittes „alternatives“G8–Tref-
fen findet am 13. Juli in St.Petersburg
statt. Hier steht der Antiglobalisie-
rungskampf im Vordergrund. Wladi-
mir Soloweitschik, Organisator des
Anti-G8-Camps, rechnet mit rund
1 500 Teilnehmern, darunter 400 aus
dem Westen. Bei G8-Treffen protes-
tieren regelmäßigZehntausendeGlo-
balisierungsgegner. Um große Pro-
teste gegen Russlands G8-Präsident-
schaft und die sich verhärtende in-
nenpolitische Lage im Land zu ver-
hindern, hat die Petersburger Polizei
alle Menschenrechtsgruppen ein-
zeln zu Gesprächen ins Polizeipräsi-
dium vorgeladen. „Uns ist mit har-
tem Vorgehen gedroht worden“,
sagte ein Petersburger Menschen-
rechts-Aktivist der oppositionellen
„Nowaja Gasjeta“.

BARBARAGILLMANN | BERLIN

Fünf Tage vor der abschließenden Ab-
stimmung im Bundestag ist weiter un-
klar, ob genügend Parlamentarier der
SPD der Föderalismusreform zustim-
menwerden. „ImMoment gibt es noch
eine sehr große Gruppe, die insgesamt
große Bedenken hat“, sagte ein Mit-
glied der Fraktionsführung dem Han-
delsblatt. Der Widerstand richtet
sich vor allem gegen das nach wie
vor geplante teilweise Kooperations-
verbot in der Hochschulpolitik. „Die
Sorge in der Fraktionsspitze ist groß“,
dass keine ausreichende Mehrheit zu
Stande kommenwerde, hießes nachei-
ner Sondersitzung des Fraktionsvor-
standes am Freitag. Damit sei die Ver-
abschiedung der Jahrhundertreform
„noch lange nicht in trockenen Tü-
chern“.

Am Freitag dieser Woche soll der
Bundestag die Verfassungsreform ver-
abschieden, die Länderkammer soll
am 7. Juli ihren Segen dazu geben. Nö-
tig ist jeweils eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit. Die Zustimmung des Bundesrats
scheint sicher, nachdem sich in einer
Probeabstimmung vergangene Woche
lediglich zwei Länder enthalten hat-
ten. Kritisch könnte es dort nur wer-
den, wenn die FDP in den drei von ihr
mitregierten Ländern ebenfalls auf
Enthaltung besteht. Dies scheint der-
zeit aber unwahrscheinlich.

Schwieriger ist die Lage im Bundes-
tag. Dort sind 409 Stimmen nötig – die
große Koalition hat zusammen 448
Stimmen. Grüne und Linke wollen
sich auf jeden Fall enthalten, die Libe-
ralen haben sich noch nicht endgültig
festgelegt. Wenn es hart auf hart
kommt, dürften von den insgesamt 222
SPD-Abgeordneten also maximal 39
Stimmenwegfallen.

Vor allem die Bildungspolitiker in
der SPD wollen die Reform in der zu-

letzt mit den Ländern vereinbarten
Formnicht akzeptieren. Sie pochenda-
rauf, dass zuvor das Kooperationsver-
bot fallen müsse, das eine Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern für die
Lehre an den Hochschulen verbietet.

Im Laufe dieser Woche wollen sie
daher einen Änderungsantrag für das
Gesetz einbringen, sagte die Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für
Bildung und Forschung, Ulla Bur-
chardt (SPD), dem Handelsblatt. Zu
denUnterstützern gehört auch die frü-
here Bildungsministerin Edelgard Bul-
mahn. Der bildungspolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Jörg Tauss,
hatte bereits klargemacht, dass er der
Verfassungsreform ohne eine Ände-
rung in diesem Punkt nicht zustim-
menwerde.

„Wir wollen eine Föderalismusre-
form, die das Land nach vorn bringt,
und nicht eine, die Innovation und
Wachstum behindert“, sagte Bur-
chardt dem Handelsblatt. Dazu sei es
unverzichtbar, dass Bund und Länder
auch künftig „dort zusammenarbeiten
können,wo eswie in derBildungspoli-
tik große Probleme gibt“. Somüsse er-
laubt bleiben, dass der Bund Hoch-
schulprogramme für die Lehre unter-
stütze und darüber hinaus auch ein

weiteres Ganztagsschulprogramm fi-
nanziere. Beides ist nach dem bisheri-
gen Kompromiss zumindest direkt
nichtmöglich.

Konkret streben die Bildungspoliti-
ker eineNeufassung des geplantenAr-
tikels 91 b an, was die Länder bislang
ablehnen. Inhaltlich hält dies auch die
Vize-Fraktionsvorsitzende Nicolette
Kressl für sinnvoll. Bisher ist inArtikel
91 b lediglich die Zusammenarbeit von
BundundLändern inder Forschung er-
laubt, nicht jedoch in der Lehre oder in
der Bildung insgesamt.

Der ebenfalls einschlägige Artikel
104 erlaubt Finanzhilfen des Bundes
für Investitionen überall dort, wo er
Gesetzgebungsbefugnisse hat. Dies
gilt auch für die Hochschulen, da der
Bund weiterhin deren Zugänge und
-abschlüsse regeln darf. Also könnte
derBunddanach etwaden Hochschul-
bau bezuschussen.

In der Begründung zu Artikel 104
heißt es explizit, der Bundkönne so zu-
mindest indirekt auch die Lehre der
Hochschulen, also etwa Professoren-
stellen, finanzieren, indem er die Län-
der bei Investitionen entlaste. Inso-
fern sei auch der geplante Hochschul-
pakt möglich. Die Kritiker in der SPD
lehnen solcheUmwege jedoch ab.

KLAUSSTRATMANN | BERLIN

Die Bundesregierung erntet für ih-
ren Entwurf zum zweitenNationalen
Allokationsplan (NAP II) Kritik.
Fachleute halten es für falsch, auf
eine Versteigerung von Emissions-
rechten zu verzichten. „Dawird ohne
Not ein Chance vertan“, sagte Jürgen
Hacker, Vorsitzender des Bundesver-
bandes für Emissionshandel und Kli-
maschutz, dem Handelsblatt. Felix
Matthes vomÖko-Institut nannte die
Entscheidung „bedauerlich“. Ähn-
lich betrachtet das Fraunhofer-Insti-
tut die Entwicklung. Der NAP II re-
gelt dieZuteilungder Emissionszerti-
fikate für die zweite Handelsperiode,
die 2008 beginnt und bis 2012 läuft.
Er muss bis Ende Juni der EU-Kom-
mission in Brüssel vorliegen.

Kritik kommt inzwischen auch aus
der Politik. Der hessische Wirt-
schaftsminister Alois Rhiel (CDU)
bezeichnete den Plan der Bundesre-
gierung als „Milliardengeschenk des
Bundes an die Stromerzeuger“. Am
Mittwoch will das Bundeskabinett
den Entwurf beschließen.

Nachdenbisherbekannt geworde-
nen Details werden die Emissions-
rechte ausnahmslos kostenlos zuge-
teilt. Die Richtlinien der EUerlauben
es denMitgliedstaaten jedoch, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Von dieser Möglichkeit will
Deutschland keinen Gebrauch ma-
chen. Damit hat sich Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos (CSU)
durchgesetzt. Demgegenüber hatte
Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück (SPD) gefordert, zehn Prozent
der Zertifikate zu versteigern.

„Eine Versteigerung führt eindeu-
tig nicht zu höheren Strompreisen“,
sagte Hacker. Er setze darauf, „dass
Vernunft einkehrt und bis zum Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfah-
rens doch noch von der Versteige-
rungsoption Gebrauch gemacht
wird“. Matthes unterstrich die Vor-
teile einer Versteigerung. „Man kann
damit Einnahmen generieren, die als
Verfügungsmasse für Kompensatio-
nen dient. Es gibt ja durchaus strom-
intensive Branchen, denen man mit
diesem Geld helfen könnte“, sagte
Matthes dem Handelsblatt. Da man
langfristig ohnehin an einer Verstei-
gerung nicht vorbeikomme, werde
mit dem Verzicht eine wichtige Trai-
ningsphase verschenkt.

Auch Umweltpolitiker hatten in
denvergangenenWochendieVerstei-
gerung propagiert. Ihren Plänen zu-
folge sollten allein die Energieunter-
nehmen Zertifikate ersteigern müs-
sen, dieEinnahmenhätten energiein-
tensiven Unternehmen zugute kom-
men sollen. Die Strombranche sieht
sich dem Vorwurf ausgesetzt, aus
dem Zertifikatehandel Milliardenge-
winne zu ziehen. Tatsächlich stellen
die Energiekonzerne den Stromver-
brauchern die ihnen kostenlos zuge-
teilten Zertifikate zum jeweiligen
Marktpreis mit in Rechnung.

Umweltpolitiker werfen Umwelt-
minister Sigmar Gabriel (SPD) vor,
er sei vor seinem Kabinettskollegen
Glos eingeknickt. Dabei sei die
Chance, die Versteigerung durchzu-
setzen, nie so groß gewesenwie jetzt.
Die Energiekonzerne befänden sich
wegen der Diskussion über die Ein-
preisungder Zertifikate in derDefen-
sive undhätten eineVersteigerung al-
lenfalls halbherzig bekämpft.

BILD DES TAGES:Schanghai eröffnet gläsernen Bahnhof

Der erste kreisrunde Bahnhof der Welt wird am 1. Juli in
Schanghai offiziell eingeweiht. Arbeiter legten gestern
letzte Hand an den transparenten Fußboden. Die Bahnsta-
tion im Süden der chinesischen Metropole Schanghai hat
ein Glasdach mit einem Durchmesser von 278 Metern und

gilt unter dem offiziellen Motto „Keeping Pace with the
Time“ als Symbol für die rasche Modernisierung der Stadt.
Alleine das zentrale Glasdach überspannt eine Fläche von
50 000 Quadratmeter. Der zentrale Wartesaal soll bis zu
10 000 Menschen Platz bieten. HB

Föderalismusreform auf der Kippe
Widerstand der Bildungspolitiker bereitet SPD-Fraktionsspitze „große Sorgen“

ImRampenlicht
Russland führt in die-
sem Jahr zum ersten
Mal den Vorsitz der
Gruppe der größten In-
dustriestaaten (G8).
Präsident Wladimir Pu-
tin (Foto) will das vor
allem nutzen, um die
wirtschaftliche Stärke
des neuen Russlands
zu demonstrieren. Vor
allem der Gipfel im
Sommer in St. Peters-
burg soll zu einem
prunkvollen Fest wer-
den.

Kritik der Partner
Allerdings haben ge-
rade die USA in der
jüngsten Zeit deutlich
Kritik an den demokra-
tischen Defiziten in

Russland geäußert.
Die Bundesregierung
unter Angela Merkel
hat sich dem zum Teil
angeschlossen.

Streitfall NGO
Ein strittiger Punkt ist
die Arbeit in- und aus-
ländischer Nichtregie-
rungsorganisationen
(NGO) in Russland. An-
fang des Jahres hatte

Moskau ein neues Ge-
setz verabschiedet,
das ihre Rechte deut-
lich einschränkt. Die
NGOs wollen jetzt
aber das Rampenlicht
der G8-Veranstaltun-
gen nutzen, um sich öf-
fentlich in Russland zu
präsentieren – nicht
zuletzt mit Unterstüt-
zung aus Washington
und Berlin.

Hartz-IV-Missbrauch
soll geächtet werden
Struck: Die Annahmen waren zu optimistisch

G8: Westen wertet
alternative Treffen auf
Die USA und Deutschland wollen Regierungsvertreter zum Treffen der
Menschenrechtler in Moskau schicken – zum Unmut Putins

AMBIVALENTES RUSSLAND-BILD

Vier Tote bei Explosion in
türkischemTouristengebiet
Bei einer Explosion in dem türki-
schen Urlaubsort Manavgat sind
am Sonntag mindestens vier Men-
schen ums Leben gekommen, da-
runter ein Norweger und ein Ukrai-
ner. Das berichtete der Fernseh-
sender CNN-Turk. Ein örtlicher Be-
amter sagte, es sei vermutlich ein
Gas-Kanister explodiert. Laut Poli-
zei war unklar, ob es sich um einen
Unfall handelte. | Reuters

Ruf nach nationalem
Stabilitätspakt wird lauter
Vor Beginn der Verhandlungen
über die föderalen Finanzbeziehun-
gen wird der Ruf nach scharfen
Vorgaben für die Kreditaufnahme
von Bund und Ländern immer lau-
ter. Im Berliner Finanzministerium
gibt es Überlegungen für eine ge-
setzliche Schuldenbremse, die fak-
tisch auf ein Verbot für den Bund
hinauslaufen würde, sich neue Kre-
dite zu besorgen. Ressortsprecher
Torsten Albig bestätigte am Sonn-
tag die Existenz eines entsprechen-
den Diskussionspapiers. Sachsens
Ministerpräsident Georg Milbradt
hatte sich im Handelsblatt einen
nationalen Stabilitätspakt gefor-
dert. Nun machten sich auch Ba-
den-Württemberg und das Saar-
land dafür stark. | HB

Niemandwill so wenig Kinder
wie die Deutschen
In Europa will nach einer Kinder-
wunschstudie des Bundesinstituts
für Bevölkerungsforschung nie-
mand so wenig Kinder wie die Deut-
schen. Frauen wünschten sich
demnach durchschnittlich 1,75
und Männer 1,59 Kinder. Dabei ent-
schieden sich in Deutschland mitt-
lerweile fast jeder vierte Mann und
jede siebte Frau für ein Leben ohne
Kinder, wie die Robert Bosch Stif-
tung als Herausgeber der repräsen-
tativen Studie mitteilte. | dpa

Belgiens Geschäftsklima
klettert auf Höchststand
Der auch als Indikator für die Stim-
mung deutscher und französi-
scher Unternehmer geltende belgi-
sche Geschäftsklima-Index ist im
Juni unerwartet stark gestiegen. Er
kletterte nach Angaben der belgi-
schen Zentralbank auf 10,1 Punkte
von 2,0 Punkten im Vormonat und
erreichte damit den höchsten je-
mals verzeichneten Stand seit Be-
ginn der Erhebungen 1980. | HB

Italiener stimmen über
Verfassungsreform ab
Die weit reichendste Verfassungs-
reform seit fast 60 Jahren hat am
Sonntag in Italien zur Abstimmung
gestanden. Sie soll die Regionen
stärken. Die Befürworter erhoffen
sich größere Stabilität. Die Abstim-
mung läuft heute weiter. | ap

Experten pochen auf
Versteigerungsoption
Kritik am Regierungsentwurf zu Emissionsrechten
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Muss eine Abstimmungsniederlage bei der Föderalismusreform verhin-
dern: Peter Struck, Chef der SPD-Bundestagsfraktion.

NACHRICHTEN

„Geschenk an die Stromerzeuger“

Ombudsrat beklagt Bürokratie
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BERLIN. In der SPD und der Union
mehren sich die Stimmen, die eine
härtere Bekämpfung von Leistungs-
missbrauch bei Hartz IV fordern.
„Das Menschenbild, das wir hatten,
warvielleicht zupositiv. Eswar zuop-
timistisch anzunehmen, dass Men-
schen das System nur in Anspruch
nehmen, wenn sie es wirklich brau-
chen“, sagte SPD-Fraktionschef Pe-
ter Struck der „FrankfurterAllgemei-
nen Sonntagszeitung“. Künftig
müsse Missbrauch geächtet werden.
„Wir müssen deutlich machen, dass
das ausgezahlte Geld Steuerzahler-
geld ist, Cent um Cent hart erarbei-
tet“, sagte der SPD-Politiker.

Ähnlich äußerten sich die Minister-
präsidenten von Bayern und Baden-
Württemberg, Edmund Stoiber
(CSU) und Günther Oettinger
(CDU). „Wir müssen Leistungsmiss-
brauch verhindern, damit wir das
Geld für die haben, die es wirklich
brauchen“, sagte Stoiber. Oettinger
sagte, eine „Generalrevision“ von
Hartz IV müsse vor allem dazu füh-
ren, dieMitnahme- undMissbrauchs-
effekte auszuschließen. SPD-Politi-
ker hatten allerdings zuletzt immer
wieder Forderungen aus der Union
nacheiner „Generalrevision“ zurück-
gewiesen und erklärt, es reiche aus,
die Reform imDetail nachzubessern.

Nach Einschätzung des Ombuds-
rats für die Hartz-Reformen besteht
erheblicher Reformbedarf. Der Rat
beklagt in seinem am Freitag vorge-
legtenAbschlussberichtKompetenz-
wirrwarr und ausufernde Bürokratie
bei der Umsetzung der Reformen.
Das Gremium sprach sich für mehr
Eigenverantwortung der Job-Center

vor Ort aus. Der Rat verlangte zu-
gleich eine bessere Zusammenarbeit
von Bund, Kommunen und Bundes-
agentur für Arbeit (BA).

DieVerantwortung für dieOrgani-
sationsmängel schrieb der Rat dem
Kompromiss im Vermittlungsaus-
schuss vonBundestag undBundesrat
zu.UnionundSPDhatten sich imDe-
zember 2003 nicht auf ein einheitli-
ches System der Verwaltung verstän-
digt. Auf Drängen der Union gibt es
69 Optionskommunen, die in Allein-
regie Langzeitarbeitslose betreuen.
In 345 Arbeitsgemeinschaften bilden
die Agenturen für Arbeit gemeinsam
mit den jeweiligen Kommunen einen
Verbund. In 19 Kommunen nehmen
beide ihre Aufgaben getrennt wahr.
Der Rat forderte, bei der Mischver-
waltung von Agenturen und Sozial-
ämternmüssten deren Geschäftsfüh-
rer eigene Personalkompetenzen ha-
ben. Die Arbeitsgemeinschaften
seien ein „bürokratischesMonster“.

Der Ombudsrat lehnt eine Gene-
ralrevisionderReformab. Bei denge-
forderten Korrekturen handele es
sich nicht um eine Grundüberho-
lung. In den steigenden Kosten für
das Arbeitslosengeld II sieht der Rat
eine Gefahr für das Solidarbewusst-
sein der Gesellschaft. Die steigenden
Ausgaben gingen jedoch nur bedingt
auf Leistungsmissbrauch zurück.

Dem Ombudsrat gehören der frü-
here IG-Chemie-Chef Hermann
Rappe, die ehemalige Familienminis-
terin Christine Bergmann (SPD) und
der frühere sächsischeMinisterpräsi-
dent Kurt Biedenkopf (CDU) an. Der
Rat war Ende 2004 von der damali-
gen rot-grünenBundesregierung ein-
gesetzt worden und sollte den Re-
formprozess kritisch begleiten.

ANDREASRINKE | BERLIN
MATHIASBRÜGGMANN | MOSKAU

Russlands Präsident Wladimir Putin
will den Weltwirtschaftsgipfel in St.
Petersburg Mitte Juli auch zur eige-
nen Profilierung nutzen. Doch nun
finden in Russland imUmfeld des of-
fiziellen G8-Gipfels gleich drei Be-
gleittreffen vonNichtregierungsorga-
nisationen (NGO) statt. DieUSAund
die Bundesregierung wollen eines
der Treffen aufwerten, indem sie Re-
gierungsvertreter als Teilnehmer
schicken.

Die US-Regierung
plant nach Informatio-
nen desHandelsblattes,
zum Treffen russischer
Menschenrechtsorgani-
sationen am 11. und 12.
Juli den Unterstaatsse-
kretär im State Depart-
ment, Dan Fried, zu entsenden. Für
die Bundesregierung wird wohl An-
dreas Schockenhoff als Regierungs-
beauftragter für die zivilgesellschaft-
liche Zusammenarbeit mit Russland
reisen. Eine endgültige Entschei-
dung, ob der stellvertretende CDU/
CSU-Fraktionsvorsitzende im Bun-
destag fahren soll,will Bundeskanzle-
rin Angela Merkel diese Woche fäl-
len.Während sich Politiker aller Par-
teien im Bundestag zustimmend äu-
ßerten,wird dieTeilnahmevonwest-
licher Regierungsvertretern in Mos-
kau als Politikum gesehen.

Russlands Bürgerrechtler wollen
am 11. und 12. Juli in Moskau mit aus-
ländischer Unterstützung für mehr
Demokratie und Freiheit in Russland
werben. Der Kongress „Das andere
Russland“wird dabei parteiübergrei-
fend von der Opposition von links
bis rechts in Moskau organisiert.
Vier Hauptredner sind vorgesehen:
DieBürgerrechtlerin LjudmilaAlexe-
jewa von der Moskauer Helsinki-
Gruppe, der frühereWirtschaftsbera-
ter von Präsident Wladimir Putin,
Andrej Illarionow, der Schach-Cham-
pion und Präsidentschaftsbewerber
Garry Kasparow sowie der Anti-Kor-
ruptions-Kämpfer Georgij Satarow.

Auf dem Kongress solle vor allem
„dieGesellschaft ohneStimme“ ange-
prangert werden, die durch die staat-
lichen Einschränkungen der Presse-,
Wahl- undVersammlungsfreiheit ent-
standen sei, sagen die Organisatoren.
So hatte der Kreml die Arbeit der
NGO per Gesetz deutlich einge-

schränkt.Vor allem finanzielleUnter-
stützung aus demAusland soll so un-
terbundenwerden.Aber auch auslän-
dische Stiftungen wie Konrad-Aden-
auer-Stiftung (CDU), Friedrich-
Ebert-Stiftung (SPD)und andere füh-
len sich in ihrer Arbeit bedroht.

Bundeskanzlerin Merkel hatte
mehrfach gesagt, dass in den
deutsch-russischen Beziehungen
auch Menschenrechtsprobleme of-
fen angesprochen werden müss-
ten.Gleichzeitig wirbt sie aber in den
USA für Verständnis für Russland.

Die europäischen
G8-Partner rieten Wa-
shington deshalb auch
ab, einen noch höherran-
gigen Regierungsvertre-
ter zumMenschenrechts-
treffen zu schicken, weil
dies als Provokationemp-
fundenwerden könnte.

Deutsche Politiker äußerten sich
positiv zu denPlänen. „Generell sehe
ich keine Probleme, wenn es sich um
einen vernünftigen Dialog mit ver-
nünftigen Leuten handelt“, sagte der
außenpolitische Sprecher der SPD,
Gert Weisskirchen. Dem pflichtete
der Russland-Experte der FDP, Ha-
rald Leibrecht, bei. „Ich sehe darin
keinen unfreundlichen Akt“, betonte
auch Eberhard Schneider von der
Stiftung Wissenschaft und Politik

(SWP). Es dürfe aber nicht der Ein-
druck entstehen, dass die russische
Regierung vorgeführt werden solle.

Um die politische Wirkung abzu-
schwächen, haben Kreml-nahe
Kräfte am 3. April eine Gegenveran-
staltung geplant. Organisiert von der
Putin-Vertrauten Ella Pamfilowa sol-
lenVertreter von etwa 300 internatio-
nalenOrganisationen teilnehmen, da-
runter Greenpeace. Kritiker werfen
der Putin-Administration vor, im
Sinne einer „gelenkten Demokratie“
denDialog kanalisieren zuwollen.

Ein drittes „alternatives“G8–Tref-
fen findet am 13. Juli in St.Petersburg
statt. Hier steht der Antiglobalisie-
rungskampf im Vordergrund. Wladi-
mir Soloweitschik, Organisator des
Anti-G8-Camps, rechnet mit rund
1 500 Teilnehmern, darunter 400 aus
dem Westen. Bei G8-Treffen protes-
tieren regelmäßigZehntausendeGlo-
balisierungsgegner. Um große Pro-
teste gegen Russlands G8-Präsident-
schaft und die sich verhärtende in-
nenpolitische Lage im Land zu ver-
hindern, hat die Petersburger Polizei
alle Menschenrechtsgruppen ein-
zeln zu Gesprächen ins Polizeipräsi-
dium vorgeladen. „Uns ist mit har-
tem Vorgehen gedroht worden“,
sagte ein Petersburger Menschen-
rechts-Aktivist der oppositionellen
„Nowaja Gasjeta“.

BARBARAGILLMANN | BERLIN

Fünf Tage vor der abschließenden Ab-
stimmung im Bundestag ist weiter un-
klar, ob genügend Parlamentarier der
SPD der Föderalismusreform zustim-
menwerden. „ImMoment gibt es noch
eine sehr große Gruppe, die insgesamt
große Bedenken hat“, sagte ein Mit-
glied der Fraktionsführung dem Han-
delsblatt. Der Widerstand richtet
sich vor allem gegen das nach wie
vor geplante teilweise Kooperations-
verbot in der Hochschulpolitik. „Die
Sorge in der Fraktionsspitze ist groß“,
dass keine ausreichende Mehrheit zu
Stande kommenwerde, hießes nachei-
ner Sondersitzung des Fraktionsvor-
standes am Freitag. Damit sei die Ver-
abschiedung der Jahrhundertreform
„noch lange nicht in trockenen Tü-
chern“.

Am Freitag dieser Woche soll der
Bundestag die Verfassungsreform ver-
abschieden, die Länderkammer soll
am 7. Juli ihren Segen dazu geben. Nö-
tig ist jeweils eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit. Die Zustimmung des Bundesrats
scheint sicher, nachdem sich in einer
Probeabstimmung vergangene Woche
lediglich zwei Länder enthalten hat-
ten. Kritisch könnte es dort nur wer-
den, wenn die FDP in den drei von ihr
mitregierten Ländern ebenfalls auf
Enthaltung besteht. Dies scheint der-
zeit aber unwahrscheinlich.

Schwieriger ist die Lage im Bundes-
tag. Dort sind 409 Stimmen nötig – die
große Koalition hat zusammen 448
Stimmen. Grüne und Linke wollen
sich auf jeden Fall enthalten, die Libe-
ralen haben sich noch nicht endgültig
festgelegt. Wenn es hart auf hart
kommt, dürften von den insgesamt 222
SPD-Abgeordneten also maximal 39
Stimmenwegfallen.

Vor allem die Bildungspolitiker in
der SPD wollen die Reform in der zu-

letzt mit den Ländern vereinbarten
Formnicht akzeptieren. Sie pochenda-
rauf, dass zuvor das Kooperationsver-
bot fallen müsse, das eine Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern für die
Lehre an den Hochschulen verbietet.

Im Laufe dieser Woche wollen sie
daher einen Änderungsantrag für das
Gesetz einbringen, sagte die Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für
Bildung und Forschung, Ulla Bur-
chardt (SPD), dem Handelsblatt. Zu
denUnterstützern gehört auch die frü-
here Bildungsministerin Edelgard Bul-
mahn. Der bildungspolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Jörg Tauss,
hatte bereits klargemacht, dass er der
Verfassungsreform ohne eine Ände-
rung in diesem Punkt nicht zustim-
menwerde.

„Wir wollen eine Föderalismusre-
form, die das Land nach vorn bringt,
und nicht eine, die Innovation und
Wachstum behindert“, sagte Bur-
chardt dem Handelsblatt. Dazu sei es
unverzichtbar, dass Bund und Länder
auch künftig „dort zusammenarbeiten
können,wo eswie in derBildungspoli-
tik große Probleme gibt“. Somüsse er-
laubt bleiben, dass der Bund Hoch-
schulprogramme für die Lehre unter-
stütze und darüber hinaus auch ein

weiteres Ganztagsschulprogramm fi-
nanziere. Beides ist nach dem bisheri-
gen Kompromiss zumindest direkt
nichtmöglich.

Konkret streben die Bildungspoliti-
ker eineNeufassung des geplantenAr-
tikels 91 b an, was die Länder bislang
ablehnen. Inhaltlich hält dies auch die
Vize-Fraktionsvorsitzende Nicolette
Kressl für sinnvoll. Bisher ist inArtikel
91 b lediglich die Zusammenarbeit von
BundundLändern inder Forschung er-
laubt, nicht jedoch in der Lehre oder in
der Bildung insgesamt.

Der ebenfalls einschlägige Artikel
104 erlaubt Finanzhilfen des Bundes
für Investitionen überall dort, wo er
Gesetzgebungsbefugnisse hat. Dies
gilt auch für die Hochschulen, da der
Bund weiterhin deren Zugänge und
-abschlüsse regeln darf. Also könnte
derBunddanach etwaden Hochschul-
bau bezuschussen.

In der Begründung zu Artikel 104
heißt es explizit, der Bundkönne so zu-
mindest indirekt auch die Lehre der
Hochschulen, also etwa Professoren-
stellen, finanzieren, indem er die Län-
der bei Investitionen entlaste. Inso-
fern sei auch der geplante Hochschul-
pakt möglich. Die Kritiker in der SPD
lehnen solcheUmwege jedoch ab.

KLAUSSTRATMANN | BERLIN

Die Bundesregierung erntet für ih-
ren Entwurf zum zweitenNationalen
Allokationsplan (NAP II) Kritik.
Fachleute halten es für falsch, auf
eine Versteigerung von Emissions-
rechten zu verzichten. „Dawird ohne
Not ein Chance vertan“, sagte Jürgen
Hacker, Vorsitzender des Bundesver-
bandes für Emissionshandel und Kli-
maschutz, dem Handelsblatt. Felix
Matthes vomÖko-Institut nannte die
Entscheidung „bedauerlich“. Ähn-
lich betrachtet das Fraunhofer-Insti-
tut die Entwicklung. Der NAP II re-
gelt dieZuteilungder Emissionszerti-
fikate für die zweite Handelsperiode,
die 2008 beginnt und bis 2012 läuft.
Er muss bis Ende Juni der EU-Kom-
mission in Brüssel vorliegen.

Kritik kommt inzwischen auch aus
der Politik. Der hessische Wirt-
schaftsminister Alois Rhiel (CDU)
bezeichnete den Plan der Bundesre-
gierung als „Milliardengeschenk des
Bundes an die Stromerzeuger“. Am
Mittwoch will das Bundeskabinett
den Entwurf beschließen.

Nachdenbisherbekannt geworde-
nen Details werden die Emissions-
rechte ausnahmslos kostenlos zuge-
teilt. Die Richtlinien der EUerlauben
es denMitgliedstaaten jedoch, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Von dieser Möglichkeit will
Deutschland keinen Gebrauch ma-
chen. Damit hat sich Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos (CSU)
durchgesetzt. Demgegenüber hatte
Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück (SPD) gefordert, zehn Prozent
der Zertifikate zu versteigern.

„Eine Versteigerung führt eindeu-
tig nicht zu höheren Strompreisen“,
sagte Hacker. Er setze darauf, „dass
Vernunft einkehrt und bis zum Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfah-
rens doch noch von der Versteige-
rungsoption Gebrauch gemacht
wird“. Matthes unterstrich die Vor-
teile einer Versteigerung. „Man kann
damit Einnahmen generieren, die als
Verfügungsmasse für Kompensatio-
nen dient. Es gibt ja durchaus strom-
intensive Branchen, denen man mit
diesem Geld helfen könnte“, sagte
Matthes dem Handelsblatt. Da man
langfristig ohnehin an einer Verstei-
gerung nicht vorbeikomme, werde
mit dem Verzicht eine wichtige Trai-
ningsphase verschenkt.

Auch Umweltpolitiker hatten in
denvergangenenWochendieVerstei-
gerung propagiert. Ihren Plänen zu-
folge sollten allein die Energieunter-
nehmen Zertifikate ersteigern müs-
sen, dieEinnahmenhätten energiein-
tensiven Unternehmen zugute kom-
men sollen. Die Strombranche sieht
sich dem Vorwurf ausgesetzt, aus
dem Zertifikatehandel Milliardenge-
winne zu ziehen. Tatsächlich stellen
die Energiekonzerne den Stromver-
brauchern die ihnen kostenlos zuge-
teilten Zertifikate zum jeweiligen
Marktpreis mit in Rechnung.

Umweltpolitiker werfen Umwelt-
minister Sigmar Gabriel (SPD) vor,
er sei vor seinem Kabinettskollegen
Glos eingeknickt. Dabei sei die
Chance, die Versteigerung durchzu-
setzen, nie so groß gewesenwie jetzt.
Die Energiekonzerne befänden sich
wegen der Diskussion über die Ein-
preisungder Zertifikate in derDefen-
sive undhätten eineVersteigerung al-
lenfalls halbherzig bekämpft.

BILD DES TAGES:Schanghai eröffnet gläsernen Bahnhof

Der erste kreisrunde Bahnhof der Welt wird am 1. Juli in
Schanghai offiziell eingeweiht. Arbeiter legten gestern
letzte Hand an den transparenten Fußboden. Die Bahnsta-
tion im Süden der chinesischen Metropole Schanghai hat
ein Glasdach mit einem Durchmesser von 278 Metern und

gilt unter dem offiziellen Motto „Keeping Pace with the
Time“ als Symbol für die rasche Modernisierung der Stadt.
Alleine das zentrale Glasdach überspannt eine Fläche von
50 000 Quadratmeter. Der zentrale Wartesaal soll bis zu
10 000 Menschen Platz bieten. HB

Föderalismusreform auf der Kippe
Widerstand der Bildungspolitiker bereitet SPD-Fraktionsspitze „große Sorgen“

ImRampenlicht
Russland führt in die-
sem Jahr zum ersten
Mal den Vorsitz der
Gruppe der größten In-
dustriestaaten (G8).
Präsident Wladimir Pu-
tin (Foto) will das vor
allem nutzen, um die
wirtschaftliche Stärke
des neuen Russlands
zu demonstrieren. Vor
allem der Gipfel im
Sommer in St. Peters-
burg soll zu einem
prunkvollen Fest wer-
den.

Kritik der Partner
Allerdings haben ge-
rade die USA in der
jüngsten Zeit deutlich
Kritik an den demokra-
tischen Defiziten in

Russland geäußert.
Die Bundesregierung
unter Angela Merkel
hat sich dem zum Teil
angeschlossen.

Streitfall NGO
Ein strittiger Punkt ist
die Arbeit in- und aus-
ländischer Nichtregie-
rungsorganisationen
(NGO) in Russland. An-
fang des Jahres hatte

Moskau ein neues Ge-
setz verabschiedet,
das ihre Rechte deut-
lich einschränkt. Die
NGOs wollen jetzt
aber das Rampenlicht
der G8-Veranstaltun-
gen nutzen, um sich öf-
fentlich in Russland zu
präsentieren – nicht
zuletzt mit Unterstüt-
zung aus Washington
und Berlin.

Hartz-IV-Missbrauch
soll geächtet werden
Struck: Die Annahmen waren zu optimistisch

G8: Westen wertet
alternative Treffen auf
Die USA und Deutschland wollen Regierungsvertreter zum Treffen der
Menschenrechtler in Moskau schicken – zum Unmut Putins

AMBIVALENTES RUSSLAND-BILD

Vier Tote bei Explosion in
türkischemTouristengebiet
Bei einer Explosion in dem türki-
schen Urlaubsort Manavgat sind
am Sonntag mindestens vier Men-
schen ums Leben gekommen, da-
runter ein Norweger und ein Ukrai-
ner. Das berichtete der Fernseh-
sender CNN-Turk. Ein örtlicher Be-
amter sagte, es sei vermutlich ein
Gas-Kanister explodiert. Laut Poli-
zei war unklar, ob es sich um einen
Unfall handelte. | Reuters

Ruf nach nationalem
Stabilitätspakt wird lauter
Vor Beginn der Verhandlungen
über die föderalen Finanzbeziehun-
gen wird der Ruf nach scharfen
Vorgaben für die Kreditaufnahme
von Bund und Ländern immer lau-
ter. Im Berliner Finanzministerium
gibt es Überlegungen für eine ge-
setzliche Schuldenbremse, die fak-
tisch auf ein Verbot für den Bund
hinauslaufen würde, sich neue Kre-
dite zu besorgen. Ressortsprecher
Torsten Albig bestätigte am Sonn-
tag die Existenz eines entsprechen-
den Diskussionspapiers. Sachsens
Ministerpräsident Georg Milbradt
hatte sich im Handelsblatt einen
nationalen Stabilitätspakt gefor-
dert. Nun machten sich auch Ba-
den-Württemberg und das Saar-
land dafür stark. | HB

Niemandwill so wenig Kinder
wie die Deutschen
In Europa will nach einer Kinder-
wunschstudie des Bundesinstituts
für Bevölkerungsforschung nie-
mand so wenig Kinder wie die Deut-
schen. Frauen wünschten sich
demnach durchschnittlich 1,75
und Männer 1,59 Kinder. Dabei ent-
schieden sich in Deutschland mitt-
lerweile fast jeder vierte Mann und
jede siebte Frau für ein Leben ohne
Kinder, wie die Robert Bosch Stif-
tung als Herausgeber der repräsen-
tativen Studie mitteilte. | dpa

Belgiens Geschäftsklima
klettert auf Höchststand
Der auch als Indikator für die Stim-
mung deutscher und französi-
scher Unternehmer geltende belgi-
sche Geschäftsklima-Index ist im
Juni unerwartet stark gestiegen. Er
kletterte nach Angaben der belgi-
schen Zentralbank auf 10,1 Punkte
von 2,0 Punkten im Vormonat und
erreichte damit den höchsten je-
mals verzeichneten Stand seit Be-
ginn der Erhebungen 1980. | HB

Italiener stimmen über
Verfassungsreform ab
Die weit reichendste Verfassungs-
reform seit fast 60 Jahren hat am
Sonntag in Italien zur Abstimmung
gestanden. Sie soll die Regionen
stärken. Die Befürworter erhoffen
sich größere Stabilität. Die Abstim-
mung läuft heute weiter. | ap

Experten pochen auf
Versteigerungsoption
Kritik am Regierungsentwurf zu Emissionsrechten
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Muss eine Abstimmungsniederlage bei der Föderalismusreform verhin-
dern: Peter Struck, Chef der SPD-Bundestagsfraktion.

NACHRICHTEN

„Geschenk an die Stromerzeuger“

Ombudsrat beklagt Bürokratie
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BERLIN. In der SPD und der Union
mehren sich die Stimmen, die eine
härtere Bekämpfung von Leistungs-
missbrauch bei Hartz IV fordern.
„Das Menschenbild, das wir hatten,
warvielleicht zupositiv. Eswar zuop-
timistisch anzunehmen, dass Men-
schen das System nur in Anspruch
nehmen, wenn sie es wirklich brau-
chen“, sagte SPD-Fraktionschef Pe-
ter Struck der „FrankfurterAllgemei-
nen Sonntagszeitung“. Künftig
müsse Missbrauch geächtet werden.
„Wir müssen deutlich machen, dass
das ausgezahlte Geld Steuerzahler-
geld ist, Cent um Cent hart erarbei-
tet“, sagte der SPD-Politiker.

Ähnlich äußerten sich die Minister-
präsidenten von Bayern und Baden-
Württemberg, Edmund Stoiber
(CSU) und Günther Oettinger
(CDU). „Wir müssen Leistungsmiss-
brauch verhindern, damit wir das
Geld für die haben, die es wirklich
brauchen“, sagte Stoiber. Oettinger
sagte, eine „Generalrevision“ von
Hartz IV müsse vor allem dazu füh-
ren, dieMitnahme- undMissbrauchs-
effekte auszuschließen. SPD-Politi-
ker hatten allerdings zuletzt immer
wieder Forderungen aus der Union
nacheiner „Generalrevision“ zurück-
gewiesen und erklärt, es reiche aus,
die Reform imDetail nachzubessern.

Nach Einschätzung des Ombuds-
rats für die Hartz-Reformen besteht
erheblicher Reformbedarf. Der Rat
beklagt in seinem am Freitag vorge-
legtenAbschlussberichtKompetenz-
wirrwarr und ausufernde Bürokratie
bei der Umsetzung der Reformen.
Das Gremium sprach sich für mehr
Eigenverantwortung der Job-Center

vor Ort aus. Der Rat verlangte zu-
gleich eine bessere Zusammenarbeit
von Bund, Kommunen und Bundes-
agentur für Arbeit (BA).

DieVerantwortung für dieOrgani-
sationsmängel schrieb der Rat dem
Kompromiss im Vermittlungsaus-
schuss vonBundestag undBundesrat
zu.UnionundSPDhatten sich imDe-
zember 2003 nicht auf ein einheitli-
ches System der Verwaltung verstän-
digt. Auf Drängen der Union gibt es
69 Optionskommunen, die in Allein-
regie Langzeitarbeitslose betreuen.
In 345 Arbeitsgemeinschaften bilden
die Agenturen für Arbeit gemeinsam
mit den jeweiligen Kommunen einen
Verbund. In 19 Kommunen nehmen
beide ihre Aufgaben getrennt wahr.
Der Rat forderte, bei der Mischver-
waltung von Agenturen und Sozial-
ämternmüssten deren Geschäftsfüh-
rer eigene Personalkompetenzen ha-
ben. Die Arbeitsgemeinschaften
seien ein „bürokratischesMonster“.

Der Ombudsrat lehnt eine Gene-
ralrevisionderReformab. Bei denge-
forderten Korrekturen handele es
sich nicht um eine Grundüberho-
lung. In den steigenden Kosten für
das Arbeitslosengeld II sieht der Rat
eine Gefahr für das Solidarbewusst-
sein der Gesellschaft. Die steigenden
Ausgaben gingen jedoch nur bedingt
auf Leistungsmissbrauch zurück.

Dem Ombudsrat gehören der frü-
here IG-Chemie-Chef Hermann
Rappe, die ehemalige Familienminis-
terin Christine Bergmann (SPD) und
der frühere sächsischeMinisterpräsi-
dent Kurt Biedenkopf (CDU) an. Der
Rat war Ende 2004 von der damali-
gen rot-grünenBundesregierung ein-
gesetzt worden und sollte den Re-
formprozess kritisch begleiten.

ANDREASRINKE | BERLIN
MATHIASBRÜGGMANN | MOSKAU

Russlands Präsident Wladimir Putin
will den Weltwirtschaftsgipfel in St.
Petersburg Mitte Juli auch zur eige-
nen Profilierung nutzen. Doch nun
finden in Russland imUmfeld des of-
fiziellen G8-Gipfels gleich drei Be-
gleittreffen vonNichtregierungsorga-
nisationen (NGO) statt. DieUSAund
die Bundesregierung wollen eines
der Treffen aufwerten, indem sie Re-
gierungsvertreter als Teilnehmer
schicken.

Die US-Regierung
plant nach Informatio-
nen desHandelsblattes,
zum Treffen russischer
Menschenrechtsorgani-
sationen am 11. und 12.
Juli den Unterstaatsse-
kretär im State Depart-
ment, Dan Fried, zu entsenden. Für
die Bundesregierung wird wohl An-
dreas Schockenhoff als Regierungs-
beauftragter für die zivilgesellschaft-
liche Zusammenarbeit mit Russland
reisen. Eine endgültige Entschei-
dung, ob der stellvertretende CDU/
CSU-Fraktionsvorsitzende im Bun-
destag fahren soll,will Bundeskanzle-
rin Angela Merkel diese Woche fäl-
len.Während sich Politiker aller Par-
teien im Bundestag zustimmend äu-
ßerten,wird dieTeilnahmevonwest-
licher Regierungsvertretern in Mos-
kau als Politikum gesehen.

Russlands Bürgerrechtler wollen
am 11. und 12. Juli in Moskau mit aus-
ländischer Unterstützung für mehr
Demokratie und Freiheit in Russland
werben. Der Kongress „Das andere
Russland“wird dabei parteiübergrei-
fend von der Opposition von links
bis rechts in Moskau organisiert.
Vier Hauptredner sind vorgesehen:
DieBürgerrechtlerin LjudmilaAlexe-
jewa von der Moskauer Helsinki-
Gruppe, der frühereWirtschaftsbera-
ter von Präsident Wladimir Putin,
Andrej Illarionow, der Schach-Cham-
pion und Präsidentschaftsbewerber
Garry Kasparow sowie der Anti-Kor-
ruptions-Kämpfer Georgij Satarow.

Auf dem Kongress solle vor allem
„dieGesellschaft ohneStimme“ ange-
prangert werden, die durch die staat-
lichen Einschränkungen der Presse-,
Wahl- undVersammlungsfreiheit ent-
standen sei, sagen die Organisatoren.
So hatte der Kreml die Arbeit der
NGO per Gesetz deutlich einge-

schränkt.Vor allem finanzielleUnter-
stützung aus demAusland soll so un-
terbundenwerden.Aber auch auslän-
dische Stiftungen wie Konrad-Aden-
auer-Stiftung (CDU), Friedrich-
Ebert-Stiftung (SPD)und andere füh-
len sich in ihrer Arbeit bedroht.

Bundeskanzlerin Merkel hatte
mehrfach gesagt, dass in den
deutsch-russischen Beziehungen
auch Menschenrechtsprobleme of-
fen angesprochen werden müss-
ten.Gleichzeitig wirbt sie aber in den
USA für Verständnis für Russland.

Die europäischen
G8-Partner rieten Wa-
shington deshalb auch
ab, einen noch höherran-
gigen Regierungsvertre-
ter zumMenschenrechts-
treffen zu schicken, weil
dies als Provokationemp-
fundenwerden könnte.

Deutsche Politiker äußerten sich
positiv zu denPlänen. „Generell sehe
ich keine Probleme, wenn es sich um
einen vernünftigen Dialog mit ver-
nünftigen Leuten handelt“, sagte der
außenpolitische Sprecher der SPD,
Gert Weisskirchen. Dem pflichtete
der Russland-Experte der FDP, Ha-
rald Leibrecht, bei. „Ich sehe darin
keinen unfreundlichen Akt“, betonte
auch Eberhard Schneider von der
Stiftung Wissenschaft und Politik

(SWP). Es dürfe aber nicht der Ein-
druck entstehen, dass die russische
Regierung vorgeführt werden solle.

Um die politische Wirkung abzu-
schwächen, haben Kreml-nahe
Kräfte am 3. April eine Gegenveran-
staltung geplant. Organisiert von der
Putin-Vertrauten Ella Pamfilowa sol-
lenVertreter von etwa 300 internatio-
nalenOrganisationen teilnehmen, da-
runter Greenpeace. Kritiker werfen
der Putin-Administration vor, im
Sinne einer „gelenkten Demokratie“
denDialog kanalisieren zuwollen.

Ein drittes „alternatives“G8–Tref-
fen findet am 13. Juli in St.Petersburg
statt. Hier steht der Antiglobalisie-
rungskampf im Vordergrund. Wladi-
mir Soloweitschik, Organisator des
Anti-G8-Camps, rechnet mit rund
1 500 Teilnehmern, darunter 400 aus
dem Westen. Bei G8-Treffen protes-
tieren regelmäßigZehntausendeGlo-
balisierungsgegner. Um große Pro-
teste gegen Russlands G8-Präsident-
schaft und die sich verhärtende in-
nenpolitische Lage im Land zu ver-
hindern, hat die Petersburger Polizei
alle Menschenrechtsgruppen ein-
zeln zu Gesprächen ins Polizeipräsi-
dium vorgeladen. „Uns ist mit har-
tem Vorgehen gedroht worden“,
sagte ein Petersburger Menschen-
rechts-Aktivist der oppositionellen
„Nowaja Gasjeta“.

BARBARAGILLMANN | BERLIN

Fünf Tage vor der abschließenden Ab-
stimmung im Bundestag ist weiter un-
klar, ob genügend Parlamentarier der
SPD der Föderalismusreform zustim-
menwerden. „ImMoment gibt es noch
eine sehr große Gruppe, die insgesamt
große Bedenken hat“, sagte ein Mit-
glied der Fraktionsführung dem Han-
delsblatt. Der Widerstand richtet
sich vor allem gegen das nach wie
vor geplante teilweise Kooperations-
verbot in der Hochschulpolitik. „Die
Sorge in der Fraktionsspitze ist groß“,
dass keine ausreichende Mehrheit zu
Stande kommenwerde, hießes nachei-
ner Sondersitzung des Fraktionsvor-
standes am Freitag. Damit sei die Ver-
abschiedung der Jahrhundertreform
„noch lange nicht in trockenen Tü-
chern“.

Am Freitag dieser Woche soll der
Bundestag die Verfassungsreform ver-
abschieden, die Länderkammer soll
am 7. Juli ihren Segen dazu geben. Nö-
tig ist jeweils eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit. Die Zustimmung des Bundesrats
scheint sicher, nachdem sich in einer
Probeabstimmung vergangene Woche
lediglich zwei Länder enthalten hat-
ten. Kritisch könnte es dort nur wer-
den, wenn die FDP in den drei von ihr
mitregierten Ländern ebenfalls auf
Enthaltung besteht. Dies scheint der-
zeit aber unwahrscheinlich.

Schwieriger ist die Lage im Bundes-
tag. Dort sind 409 Stimmen nötig – die
große Koalition hat zusammen 448
Stimmen. Grüne und Linke wollen
sich auf jeden Fall enthalten, die Libe-
ralen haben sich noch nicht endgültig
festgelegt. Wenn es hart auf hart
kommt, dürften von den insgesamt 222
SPD-Abgeordneten also maximal 39
Stimmenwegfallen.

Vor allem die Bildungspolitiker in
der SPD wollen die Reform in der zu-

letzt mit den Ländern vereinbarten
Formnicht akzeptieren. Sie pochenda-
rauf, dass zuvor das Kooperationsver-
bot fallen müsse, das eine Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern für die
Lehre an den Hochschulen verbietet.

Im Laufe dieser Woche wollen sie
daher einen Änderungsantrag für das
Gesetz einbringen, sagte die Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für
Bildung und Forschung, Ulla Bur-
chardt (SPD), dem Handelsblatt. Zu
denUnterstützern gehört auch die frü-
here Bildungsministerin Edelgard Bul-
mahn. Der bildungspolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Jörg Tauss,
hatte bereits klargemacht, dass er der
Verfassungsreform ohne eine Ände-
rung in diesem Punkt nicht zustim-
menwerde.

„Wir wollen eine Föderalismusre-
form, die das Land nach vorn bringt,
und nicht eine, die Innovation und
Wachstum behindert“, sagte Bur-
chardt dem Handelsblatt. Dazu sei es
unverzichtbar, dass Bund und Länder
auch künftig „dort zusammenarbeiten
können,wo eswie in derBildungspoli-
tik große Probleme gibt“. Somüsse er-
laubt bleiben, dass der Bund Hoch-
schulprogramme für die Lehre unter-
stütze und darüber hinaus auch ein

weiteres Ganztagsschulprogramm fi-
nanziere. Beides ist nach dem bisheri-
gen Kompromiss zumindest direkt
nichtmöglich.

Konkret streben die Bildungspoliti-
ker eineNeufassung des geplantenAr-
tikels 91 b an, was die Länder bislang
ablehnen. Inhaltlich hält dies auch die
Vize-Fraktionsvorsitzende Nicolette
Kressl für sinnvoll. Bisher ist inArtikel
91 b lediglich die Zusammenarbeit von
BundundLändern inder Forschung er-
laubt, nicht jedoch in der Lehre oder in
der Bildung insgesamt.

Der ebenfalls einschlägige Artikel
104 erlaubt Finanzhilfen des Bundes
für Investitionen überall dort, wo er
Gesetzgebungsbefugnisse hat. Dies
gilt auch für die Hochschulen, da der
Bund weiterhin deren Zugänge und
-abschlüsse regeln darf. Also könnte
derBunddanach etwaden Hochschul-
bau bezuschussen.

In der Begründung zu Artikel 104
heißt es explizit, der Bundkönne so zu-
mindest indirekt auch die Lehre der
Hochschulen, also etwa Professoren-
stellen, finanzieren, indem er die Län-
der bei Investitionen entlaste. Inso-
fern sei auch der geplante Hochschul-
pakt möglich. Die Kritiker in der SPD
lehnen solcheUmwege jedoch ab.

KLAUSSTRATMANN | BERLIN

Die Bundesregierung erntet für ih-
ren Entwurf zum zweitenNationalen
Allokationsplan (NAP II) Kritik.
Fachleute halten es für falsch, auf
eine Versteigerung von Emissions-
rechten zu verzichten. „Dawird ohne
Not ein Chance vertan“, sagte Jürgen
Hacker, Vorsitzender des Bundesver-
bandes für Emissionshandel und Kli-
maschutz, dem Handelsblatt. Felix
Matthes vomÖko-Institut nannte die
Entscheidung „bedauerlich“. Ähn-
lich betrachtet das Fraunhofer-Insti-
tut die Entwicklung. Der NAP II re-
gelt dieZuteilungder Emissionszerti-
fikate für die zweite Handelsperiode,
die 2008 beginnt und bis 2012 läuft.
Er muss bis Ende Juni der EU-Kom-
mission in Brüssel vorliegen.

Kritik kommt inzwischen auch aus
der Politik. Der hessische Wirt-
schaftsminister Alois Rhiel (CDU)
bezeichnete den Plan der Bundesre-
gierung als „Milliardengeschenk des
Bundes an die Stromerzeuger“. Am
Mittwoch will das Bundeskabinett
den Entwurf beschließen.

Nachdenbisherbekannt geworde-
nen Details werden die Emissions-
rechte ausnahmslos kostenlos zuge-
teilt. Die Richtlinien der EUerlauben
es denMitgliedstaaten jedoch, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Von dieser Möglichkeit will
Deutschland keinen Gebrauch ma-
chen. Damit hat sich Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos (CSU)
durchgesetzt. Demgegenüber hatte
Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück (SPD) gefordert, zehn Prozent
der Zertifikate zu versteigern.

„Eine Versteigerung führt eindeu-
tig nicht zu höheren Strompreisen“,
sagte Hacker. Er setze darauf, „dass
Vernunft einkehrt und bis zum Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfah-
rens doch noch von der Versteige-
rungsoption Gebrauch gemacht
wird“. Matthes unterstrich die Vor-
teile einer Versteigerung. „Man kann
damit Einnahmen generieren, die als
Verfügungsmasse für Kompensatio-
nen dient. Es gibt ja durchaus strom-
intensive Branchen, denen man mit
diesem Geld helfen könnte“, sagte
Matthes dem Handelsblatt. Da man
langfristig ohnehin an einer Verstei-
gerung nicht vorbeikomme, werde
mit dem Verzicht eine wichtige Trai-
ningsphase verschenkt.

Auch Umweltpolitiker hatten in
denvergangenenWochendieVerstei-
gerung propagiert. Ihren Plänen zu-
folge sollten allein die Energieunter-
nehmen Zertifikate ersteigern müs-
sen, dieEinnahmenhätten energiein-
tensiven Unternehmen zugute kom-
men sollen. Die Strombranche sieht
sich dem Vorwurf ausgesetzt, aus
dem Zertifikatehandel Milliardenge-
winne zu ziehen. Tatsächlich stellen
die Energiekonzerne den Stromver-
brauchern die ihnen kostenlos zuge-
teilten Zertifikate zum jeweiligen
Marktpreis mit in Rechnung.

Umweltpolitiker werfen Umwelt-
minister Sigmar Gabriel (SPD) vor,
er sei vor seinem Kabinettskollegen
Glos eingeknickt. Dabei sei die
Chance, die Versteigerung durchzu-
setzen, nie so groß gewesenwie jetzt.
Die Energiekonzerne befänden sich
wegen der Diskussion über die Ein-
preisungder Zertifikate in derDefen-
sive undhätten eineVersteigerung al-
lenfalls halbherzig bekämpft.

BILD DES TAGES:Schanghai eröffnet gläsernen Bahnhof

Der erste kreisrunde Bahnhof der Welt wird am 1. Juli in
Schanghai offiziell eingeweiht. Arbeiter legten gestern
letzte Hand an den transparenten Fußboden. Die Bahnsta-
tion im Süden der chinesischen Metropole Schanghai hat
ein Glasdach mit einem Durchmesser von 278 Metern und

gilt unter dem offiziellen Motto „Keeping Pace with the
Time“ als Symbol für die rasche Modernisierung der Stadt.
Alleine das zentrale Glasdach überspannt eine Fläche von
50 000 Quadratmeter. Der zentrale Wartesaal soll bis zu
10 000 Menschen Platz bieten. HB

Föderalismusreform auf der Kippe
Widerstand der Bildungspolitiker bereitet SPD-Fraktionsspitze „große Sorgen“

ImRampenlicht
Russland führt in die-
sem Jahr zum ersten
Mal den Vorsitz der
Gruppe der größten In-
dustriestaaten (G8).
Präsident Wladimir Pu-
tin (Foto) will das vor
allem nutzen, um die
wirtschaftliche Stärke
des neuen Russlands
zu demonstrieren. Vor
allem der Gipfel im
Sommer in St. Peters-
burg soll zu einem
prunkvollen Fest wer-
den.

Kritik der Partner
Allerdings haben ge-
rade die USA in der
jüngsten Zeit deutlich
Kritik an den demokra-
tischen Defiziten in

Russland geäußert.
Die Bundesregierung
unter Angela Merkel
hat sich dem zum Teil
angeschlossen.

Streitfall NGO
Ein strittiger Punkt ist
die Arbeit in- und aus-
ländischer Nichtregie-
rungsorganisationen
(NGO) in Russland. An-
fang des Jahres hatte

Moskau ein neues Ge-
setz verabschiedet,
das ihre Rechte deut-
lich einschränkt. Die
NGOs wollen jetzt
aber das Rampenlicht
der G8-Veranstaltun-
gen nutzen, um sich öf-
fentlich in Russland zu
präsentieren – nicht
zuletzt mit Unterstüt-
zung aus Washington
und Berlin.

Hartz-IV-Missbrauch
soll geächtet werden
Struck: Die Annahmen waren zu optimistisch

G8: Westen wertet
alternative Treffen auf
Die USA und Deutschland wollen Regierungsvertreter zum Treffen der
Menschenrechtler in Moskau schicken – zum Unmut Putins

AMBIVALENTES RUSSLAND-BILD

Vier Tote bei Explosion in
türkischemTouristengebiet
Bei einer Explosion in dem türki-
schen Urlaubsort Manavgat sind
am Sonntag mindestens vier Men-
schen ums Leben gekommen, da-
runter ein Norweger und ein Ukrai-
ner. Das berichtete der Fernseh-
sender CNN-Turk. Ein örtlicher Be-
amter sagte, es sei vermutlich ein
Gas-Kanister explodiert. Laut Poli-
zei war unklar, ob es sich um einen
Unfall handelte. | Reuters

Ruf nach nationalem
Stabilitätspakt wird lauter
Vor Beginn der Verhandlungen
über die föderalen Finanzbeziehun-
gen wird der Ruf nach scharfen
Vorgaben für die Kreditaufnahme
von Bund und Ländern immer lau-
ter. Im Berliner Finanzministerium
gibt es Überlegungen für eine ge-
setzliche Schuldenbremse, die fak-
tisch auf ein Verbot für den Bund
hinauslaufen würde, sich neue Kre-
dite zu besorgen. Ressortsprecher
Torsten Albig bestätigte am Sonn-
tag die Existenz eines entsprechen-
den Diskussionspapiers. Sachsens
Ministerpräsident Georg Milbradt
hatte sich im Handelsblatt einen
nationalen Stabilitätspakt gefor-
dert. Nun machten sich auch Ba-
den-Württemberg und das Saar-
land dafür stark. | HB

Niemandwill so wenig Kinder
wie die Deutschen
In Europa will nach einer Kinder-
wunschstudie des Bundesinstituts
für Bevölkerungsforschung nie-
mand so wenig Kinder wie die Deut-
schen. Frauen wünschten sich
demnach durchschnittlich 1,75
und Männer 1,59 Kinder. Dabei ent-
schieden sich in Deutschland mitt-
lerweile fast jeder vierte Mann und
jede siebte Frau für ein Leben ohne
Kinder, wie die Robert Bosch Stif-
tung als Herausgeber der repräsen-
tativen Studie mitteilte. | dpa

Belgiens Geschäftsklima
klettert auf Höchststand
Der auch als Indikator für die Stim-
mung deutscher und französi-
scher Unternehmer geltende belgi-
sche Geschäftsklima-Index ist im
Juni unerwartet stark gestiegen. Er
kletterte nach Angaben der belgi-
schen Zentralbank auf 10,1 Punkte
von 2,0 Punkten im Vormonat und
erreichte damit den höchsten je-
mals verzeichneten Stand seit Be-
ginn der Erhebungen 1980. | HB

Italiener stimmen über
Verfassungsreform ab
Die weit reichendste Verfassungs-
reform seit fast 60 Jahren hat am
Sonntag in Italien zur Abstimmung
gestanden. Sie soll die Regionen
stärken. Die Befürworter erhoffen
sich größere Stabilität. Die Abstim-
mung läuft heute weiter. | ap

Experten pochen auf
Versteigerungsoption
Kritik am Regierungsentwurf zu Emissionsrechten
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Muss eine Abstimmungsniederlage bei der Föderalismusreform verhin-
dern: Peter Struck, Chef der SPD-Bundestagsfraktion.

NACHRICHTEN

„Geschenk an die Stromerzeuger“

Ombudsrat beklagt Bürokratie
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